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(Nr. 2373.) Einführungsgesetz zu dem Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung. Vom 24. März
1897.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags,
was folgt:

§. 1.

Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung tritt, soweit es die
Schiffe betrifft, gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch, im Uebrigen für jeden
Grundbuchbezirk mit dem Zeitpunkt in Kraft, in welchem das Grundbuch als angelegt
anzusehen ist.
Die Artikel 2 bis 5, 32, 55 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche finden
entsprechende Anwendung.

§. 2.

Soweit in dem Einführungsgesetze zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu Gunsten der
Landesgesetze Vorbehalte gemacht sind, gelten sie auch für die Vorschriften der
Landesgesetze über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung. Den
Landesgesetzen stehen nach Maßgabe der Artikel 57, 58 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuche die Hausverfassungen gleich.
Es treten jedoch die landesgesetzlichen Vorschriften außer Kraft, nach welchen den
landschaftlichen und ritterschaftlichen Kreditanstalten für den Anspruch auf ältere als
zweijährige Rückstände wiederkehrender Leistungen ein Vorrecht vor den im §. 10 Nr. 1 bis 6
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung bezeichneten
Ansprüchen beigelegt ist.

§. 3.

Die im Artikel 113 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche bezeichneten
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Vorschriften bleiben auch insoweit unberührt, als sie für den Anspruch des
Entschädigungsberechtigten oder des Dritten, welcher die Entschädigung geleistet hat, ein
Recht auf Befriedigung aus dem Grundstücke gewähren und den Rang dieses Rechtes
bestimmen. Jedoch kann dem Anspruch auf Rückstände wiederkehrender Leistungen ein
Vorrecht nur mit der im §. 2 Abs. 2 bezeichneten Einschränkung beigelegt werden.

§. 4.

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß gewisse öffentliche Lasten anderen im Range
vorgehen.
In denjenigen Bundesstaaten, in welchen die Besteuerung des inländischen Bieres der
Landesgesetzgebung vorbehalten ist, bleiben auch die Vorschriften unberührt, nach welchen
bei der Zwangsvollstreckung in ein der Brauerei dienendes Grundstück oder in ein mit diesem
räumlich verbundenes Grundstück die zum Zwecke der Besteuerung des Bieres zu
entrichtenden Abgaben den öffentlichen Lasten des Grundstücks gleichstehen.

§. 5.

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß dem Antrag auf Zwangsversteigerung ein
Auszug aus einem Steuerbuche beigefügt werden soll.

§. 6.

Durch die Landesjustizverwaltung kann angeordnet werden, daß die Bestimmung des
Versteigerungstermins noch andere als die im §. 38 des Gesetzes über die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung vorgeschriebenen Angaben über das
Grundstück enthalten soll.

§. 7.

Unberührt bleiben die bestehenden landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen noch
andere als die in den §§. 39, 40 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung bezeichneten Veröffentlichungen der Terminsbestimmung zu erfolgen
haben.

§. 8.

Durch Landesgesetz kann für die Zwangsversteigerung bestimmt werden, daß die vor dem
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs eingetragenen Hypotheken bei der Feststellung
des geringsten Gebots und bei der Aufstellung des Theilungsplans nur auf Grund einer
Anmeldung zu berücksichtigen sind.
In einem solchen Falle muß die im §. 37 Nr. 4 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und
die Zwangsverwaltung vorgeschriebene Aufforderung auf die Anmeldung der Ansprüche aus
den bezeichneten Hypotheken ausgedehnt werden.
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§. 9.

Soweit ein nach Landesgesetz begründetes Recht an einem Grundstücke, das nicht in einer
Hypothek besteht, zur Wirksamkeit gegen Dritte der Eintragung nicht bedarf oder soweit eine
Dienstbarkeit oder eine Reallast als Leibgedinge, Leibzucht, Altentheil oder Auszug
eingetragen ist, bleibt das Recht nach Maßgabe des Landesgesetzes von der
Zwangsversteigerung unberührt, auch wenn es bei der Feststellung des geringsten Gebots
nicht berücksichtigt ist.
Das Erlöschen eines solchen Rechtes ist auf Verlangen eines Betheiligten als
Versteigerungsbedingung zu bestimmen, wenn durch das Fortbestehen ein dem Rechte
vorgehendes oder gleichstehendes Recht des Betheiligten beeinträchtigt werden würde; die
Zustimmung eines anderen Betheiligten ist nicht erforderlich.

§. 10.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen bei der
Zwangsversteigerung

1. für Gebote kommunaler Körperschaften sowie gewisser Kreditanstalten und Sparkassen
Sicherheitsleistung nicht verlangt werden kann;
2. die Sicherheit auch durch Stellung eines Bürgen nach §. 239 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
geleistet werden darf.

§. 11.

Durch Landesgesetz kann für die Zwangsversteigerung, unbeschadet des §. 112 Abs. 2 Satz 4
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung, bestimmt werden,
daß und nach welchen Grundsätzen der Werth des Grundstücks festgestellt werden soll.

§. 12.

Die Landesgesetze können für die Fälle, in welchen bei der Zwangsversteigerung oder der
Zwangsverwaltung ein Aufgebotsverfahren erforderlich wird, die Art der Bekanntmachung des
Aufgebots und die Aufgebotsfristen abweichend von den Vorschriften der §§. 825, 827 der
Civilprozeßordnung bestimmen.

§. 13.

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß die in dem Gesetz über die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung dem Vollstreckungsgerichte zugewiesenen
Amtshandlungen, soweit nicht über die Anordnung, Aufhebung oder Verbindung des
Verfahrens oder über die Zulassung des Beitritts eines Gläubigers zu entscheiden ist, von
einer anderen Behörde oder einem Beamten oder einem Notar ganz oder theilweise
wahrzunehmen sind.
Wird die Aenderung einer Entscheidung der Behörde, des Beamten oder des Notars verlangt,
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so ist die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts nachzusuchen; auf das Verfahren finden
die Vorschriften der §§. 96 bis 104 des bezeichneten Gesetzes entsprechende Anwendung. Die
Beschwerde findet gegen die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts statt.

§. 14.

Die Landesjustizverwaltung kann für die Geschäftsführung der Verwalter, welche bei der
Zwangsverwaltung bestellt werden, und für die den Verwaltern zu gewährende Vergütung
allgemeine Anordnungen treffen.

§. 15.

Ein vor dem Inkrafttreten des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung beantragtes Verfahren ist nach den Landesgesetzen zu erledigen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1897.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst zu Hohenlohe.
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